
 
 
Rundschreiben Nr. 23/2022 
 
An  
a) Mitgliedsgewerkschaften der  
    Landes- und Kommunalbediensteten des 

dbb rheinland-pfalz 
b) dbb jugend rheinland-pfalz 
c) dbb arbeitnehmervertretung rheinland-pfalz 
d) dbb landesfrauenvertretung rheinland-pfalz 
e) dbb Bezirks- und Kreisverbände 
 
nachrichtlich 
a) Mitglieder des dbb Landesvorstandes 
b) dbb Ehrenvorsitzender 
c) dbb Ehrenmitglieder 
d) dbb Kassenprüfer 
 
          Mainz, 10.11.2022 
          he/-- 
 
 
Entwurf eines Landesgesetzes zur Gewährung einer Energiepreispauschale an 
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger und zur Änderung reisekosten-
rechtlicher Vorschriften; 
Beteiligung gem. § 98 Abs. 3 des Landesbeamtengesetzes 
Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 10.11.2022, 
dortiges Aktenzeichen: 0310-0004#2022/0001-0401 414; 
 
 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
 
 
das Finanzministerium hat uns soeben den gestern angekündigten Gesetzentwurf unter Ein-
räumung der Möglichkeit zur Stellungnahme übermittelt. 
 
Inhaltlich geht es um die relativ eilbedürftige Gewährung einer Energiepreispauschale auch 
für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger aus dem Landes- und Kom-
munaldienst sowie um eine Anhebung der reisekostenrechtlichen Sätze der Wegstrecken-
entschädigung und des Tagegeldes. 
 
Bitte leiten Sie uns Ihre eventuellen Änderungs-/Ergänzungswünsche deshalb zu bis spätes-
tens zum 

Freitag, 25. November 2022. 
 
Sollten wir zum genannten Zeitpunkt keine Antwort von Ihnen erhalten haben, erlauben wir 
uns der Einfachheit halber davon auszugehen, dass Sie mit den Entwurfsinhalten komplett 
einverstanden sind. 
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Hintergrund: 
Dem Grunde nach werden zwei Forderungen erfüllt, die der dbb rheinland-pfalz – im Falle 
der Wegstreckenentschädigungs- und Tagegeldanpassung wiederholt – erhoben hat. 
 
Mit Schreiben vom 15.09.2022 hatten wir eine versorgungsrechtliche Entsprechung zur Zah-
lung der Energiepreispauschale gegenüber dem Ministerium der Finanzen gefordert, die 
dann auch zugesagt wurde. 
 
Insbesondere im Zuge des signifikanten Anziehens der Inflation und der damit verbundenen 
Erhöhung der Lebenshaltungs- und gerade der Kraftstoff- und sonstigen KFZ-Aufwendungen 
fordern wir eine Erhöhung der Sätze der Wegstreckenentschädigung – im Spitzensatz auf 50 
Cent pro Kilometer, indexgekoppelt und vereinheitlicht – sowie eine Erhöhung der Tagegeld-
sätze, vgl. zum Beispiel die entsprechende Entschließung unseres Hauptvorstands vom 
26.10.2021. 
 
Die Landesregierung folgt unserer Argumentation bezüglich der Energiepreispauschale. 
Vor dem Hintergrund der massiv gestiegenen Energiepreise hatte die Bundesregierung An-
fang September das „Entlastungspaket III“ beschlossen, welches u. a. vorsieht, dass Rent-
nerinnen und Rentner sowie Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger des 
Bundes eine Energiepreispauschale in Höhe von (zu versteuernden) 300 Euro erhalten, um 
die finanziellen Auswirkungen der gestiegenen Energiekosten abzumildern.  
Nun soll auch den rheinland-pfälzischen Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp-
fängern zügig eine Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro gewährt werden, da diese 
genauso wie alle anderen Bevölkerungsgruppen von den stark gestiegenen Energiepreisen 
betroffen sind.  
Die Auszahlung soll noch im laufenden Jahr erfolgen, das erklärt die Eile im Verfahren. 
 
Bei den reisekostenrechtlichen Änderungen bleibt der Entwurf hinter unseren Forderungen – 
auch etwa bezüglich der Schlechtwegeentschädigung zurück. 
Die Kosten – insbesondere die Kraftstoffkosten – haben sich im Zusammenhang mit der 
Nutzung privater Kraftfahrzeuge für Dienstreisen weiter stark erhöht. Auch die Verpflegungs-
kosten sind massiv gestiegen.  
 
Das Land möchte dieser Kostenentwicklung Rechnung tragen und sieht als angemessene 
Erstattung Folgendes an: 
Die Entschädigung gemäß Landesreisekostengesetz für den Einsatz von privaten Kraftfahr-
zeugen soll um 3 Cent je Kilometer erhöht werden, bei zweirädrigen KFZ um 2 Cent. 
Das führt auf Kilometersätze von 28 statt 25 Cent bei PKW-Nutzung aus triftigem Grund und 
zu 15 Cent statt 13 Cent bei Kraftrad-Nutzung (ohne triftigen Grund: 18 Cent statt 15 Cent 
beim PKW, 10 Cent statt 8 Cent beim Kraftrad). 
 
Die Kilometersätze der Landesverordnung über die Wegstrecken- und Mitnahmeentschädi-
gung nach § 6 Landesreisekostengesetz werden nach dem gleichen Muster angepasst; die 
Voraussetzungen bleiben ansonsten unverändert. 
Damit soll der Spitzensatz bei erheblicher Reisetätigkeit von 35 Cent je Kilometer auf 38 
Cent bei PKW-Nutzung steigen, bei zweirädrigen Kraftfahrzeugen von 18 Cent auf 20 Cent 
je Kilometer. 
Die Sätze für die niedrigere Fahrleistungsklammer betragen neu 33 Cent statt 30 Cent beim 
PKW und 17 Cent statt 15 Cent beim Kraftrad. 
 
Die Schlechtwege-Entschädigung soll von 1 Cent auf 7 Cent je Kilometer steigen. 
 
Die Tagegeldsätze im Landesreisekostengesetz sollen wie folgt angepasst werden: 

• Abwesenheit voller Kalendertag   24,00 EUR (statt bisher 20,45 EUR) 

• Abwesenheit von mindestens 14 Std  14,00 EUR (statt bisher 10,23 EUR) 

• Abwesenheit von mehr als 8 Std.   8,00 EUR (statt 5,11 EUR) 
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Außerdem enthalten sind im Entwurf 

• eine Ermächtigungsgrundlage zur automatisierten Bearbeitung von Abrechnungen im 
Reisekosten-, Umzugskosten- und Trennungsgeldrecht sowie 

• Klarstellungen und Präzisierungen im Landesreisekostengesetz sowie der Lan-
destrennungsgeldverordnung zur weiteren Vereinfachung des Verwaltungsvollzugs. 

 
Die reisekostenrechtlichen Änderungen sollen nach Verkündung des Gesetzes in Kraft tre-
ten, die Schlechtwege-Entschädigung für Dienstreisen ab 01.01.2023 
 
Details entnehmen Sie bitte den beigefügten Entwurfsunterlagen. 
Im Vorblatt finden sich die erwarteten Mehrausgaben zu den einzelnen Maßnahmen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen       
 
Im Auftrag 
 
 
Malte Hestermann 
Landesgeschäftsführer 


